
Demographischer Wandel in Westfalen als Herausforderung
für die Kommunalplanung –
Betreuungs- und Bildungsinfrastrukturentwicklung im Kreis Steinfurt

82 Geographische Kommission für Westfalen

Aufgrund der Veränderungen der
Bevölkerungszahl sowie der Bevölke-
rungsstruktur in den Gemeinden und
Städten in Westfalen kommt es zu neu-
en Herausforderungen für die Kommu-
nalplanung (Abb. 1). Dies betrifft vor
allem die Anpassung der verschiedenen
Infrastrukturen auf kommunaler Ebene.
Die Gemeinden haben in Deutschland
nach Art. 28 Abs. 2 GG die Angelegen-
heiten der örtlichen Gemeinschaft in
eigener Verantwortung zu regeln, und
hierzu zählt ebenfalls die Bereitstellung
von Infrastruktureinrichtungen zur
Sicherung und Steigerung der Lebens-
qualität. Somit sind die Gemeinden
maßgebliche Akteure in der Bewältigung
des demographischen Wandels (sie-
he Kasten) (vgl. FREY u. BRAKE 2005;
MKRO 2003, 1).

Dabei stellen vor allem das Neben-
einander von gegensätzlichen Entwick-
lungen und die regionale Ausdifferenzie-
rung nach der Geschwindigkeit des demo-
graphischen Wandels ein Problem dar:
Während die eine Gemeinde weiterhin
Bevölkerungszuwächse meist durch
Zuzug verzeichnen kann, nimmt die Ein-
wohnerzahl eventuell in der direkt
benachbarten Kommune ab. Diese
Bevölkerungsveränderungen sind dabei
nicht linear, sondern verlaufen in demo-
graphischen Wellen, die eine langfri-
stige kommunale Planung erschweren
(vgl. BUCHER et al. 2004, 125). 

Da im Kreis Steinfurt bis 2025 von
einer weiterhin leicht wachsenden Bevöl-
kerung ausgegangen werden kann (LDS
2004; Abb. 1), sind die Veränderungen
durch den demographischen Wandel auf
den ersten Blick nicht so gravierend, wie
dies teilweise in ländlichen Regionen
wie bspw. der Eifel der Fall ist. Aller-
dings ist im Kreis Steinfurt bereits heu-
te eine Verschiebung des Altersaufbaus
der Bevölkerung mit einem zunehmen-
den Antei l  von S enioren und einem
abnehmenden Antei l  von Kindern
und Ju gendl i chen zu verzeichnen
(Abb. 2). Diese Veränderungen der
Altersstruktur wirken sich auf die
Auslas tung der altersspezifischen Infra-
strukturen wie die Bereitstellung von
Kindergärten, Schulen, Freizeiteinrich-
tungen, Senioreneinrichtungen etc. aus.

Der teilweise deutliche Rückgang der
unter 20-Jährigen senkt mittel- bis lang-
fristig die Nachfrage nach Betreuungs-
und Bi ldungsinfrastrukturen wie
Kinderkrippen, Kindergärten und Schu-
len. Es droht die Schließung von nicht
mehr ausgelasteten Einrichtungen,
meist mit dem Ziel, durch Konzentrati-
onsprozesse des Infrastrukturangebotes
eine Sollauslastung der verbliebenen
Standorte zu gewährleisten. Dabei darf
nicht vergessen werden, dass sich durch
diese Vorgehensweise und aufgrund der
vielen Einzelgehöfte und Bauerschaften
die Wege der Kinder und Schüler als Nut-
zer der Einrichtungen weiter verlängern
und sich somit bei den Kommunen
erhöhte Kosten der Beförderung ergeben.

Die Schließung von Betreuungs- und
Bildungsinfrastruktureinrichtungen ver-
schlechtert weiterhin die Attraktivität
des ländlichen Raumes als Wohnstand-
ort. Die Kommunen sind daher sehr
bemüht, eine wohnortnahe Aufrechter-
haltung und Weiterentwicklung von Bil-
dungsangeboten zu ermöglichen, was
aufgrund der knappen öffentlichen Kas-
sen zunehmend schwieriger wird (vgl.
JUST 2004, 15ff.; KOCKS 2004, 26f.;
MÜLLER 2004, 5f.; WINKEL 2002, 241). 

Gerade bei den Kindergärten und
Schulen kommt verschärfend hinzu,
dass, bedingt durch die demographischen
Wellen, von Jahr zu Jahr stark veränder-
te Nachfragergruppen entstehen. 

Zusätzlich zu den aufgeführten Her-
ausforderungen für die kommunale
Pl anung befinden sich sämtliche
öffentlichen Haushalte in einer schwieri-
gen Lage. Die Kommunen müssen der-
zeit den Spagat vollführen, zum einen
mit zusätzlichen Angeboten wie dem
Ausbau der Kinderbetreuung am Nach-
mittag etc. konfrontiert zu sein und
gleichzeitig ihre Ausgaben zu reduzieren
(HAAKE 2005; MÄDING 2004). Ziel der
Kommunen ist dabei, die Wohn- und
Lebensqualität sowie die Kinder- und
Familienfreundlichkeit zu erhöhen, um
weiterhin für potenziell zuziehende jun-
ge Familien attraktiv zu bleiben.

Aufgrund der Herausforderungen für
die kommunale Planung, bedingt durch
die demographischen Veränderungen im
Kreis Steinfurt, werden im Folgenden
für die beiden Handlungsfelder Betreu-

„Kommunen sind vom demographi-
schen Wandel in besonderem Maße
betroffen, denn ihnen obliegt die öf -
fentliche Daseinsvorsorge, sie sind
die Orte des zivilgesellschaftlichen
Engagements. Durch den demogra-
phischen Wandel bedingt, geht der
Bedarf in vielen Bereichen zurück, in
einigen Bereichen verändert er sich
strukturell, in anderen weitet er sich
aus. Gleichzeitig verändern sich die
Handlungsspielräume kommunaler
Politik und Verwaltung, denn die mit
der demographischen Schrumpfung
verbundenen Auswirkungen auf die
ohnehin knappen finanziellen Res-
sourcen der Kommunen schränken
deren Bewegungsspielräume weiter
ein“ (MÜLLER 2004, 5).
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Abb. 1: Bevölkerungsentwicklung im Kreis Steinfurt, Reg.-Bez. Mün-
ster und NRW 2005 – 2030 (Quelle:  LDS NRW 2005)
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ungsinfrastruktur und Bi ldungsin-
frastruktur einige Vorschläge für eine
angepasste Weiterentwicklung der ent-
sprechenden Infrastrukturen in den Kom-
munen des Kreises gegeben.

Da die Kindergartenbedarfspla-
nung im Kreis Steinfurt für die kleine-

ren Kommunen durch das
Kreisjugendamt ge leistet
wird, beziehen sich die
folgenden Aussagen auf
diese zusammenfassende
kommunale Ebene, wo -
bei eine enge Abstim-
mung der Planungen
zwischen dem Kreisju-
gendamt und den Ge -
meinden erfolgt, welche
bei öffentlichen Kinder-
gärten die Träger der Ein-
richtungen sind. 

Im Bereich der Betreu-
ungsinfrastruktur ist auf-
grund des steigenden
Bedarfs für die Be treuung
von unter Dreijährigen
sowie von Schulkindern
bis 14 Jahre eine Anpas-
sung der kommunalen
Kindergartenbedarfspla-
nung hinsichtlich einer
Erweiterung der Angebote
erforderlich. Eine Ein-
schätzung der zusätzlichen
Nachfrage nach diesen
Angeboten könnte bspw.
durch eine repräsentative
Elternbefragung erfolgen.
Gleichzeitig ist es ratsam,
die Bürger und Eltern in
die weitere Entwicklung
der Kindergartenlandschaft
einzubeziehen. 

Freie und private Trä-
ger wie bspw. die Kir-
chen oder Verei ne
können – falls noch
nicht geschehen – ver-
stärkt bei der bedarfsge-
rechten Vorhaltung der
Angebote berücksichtigt
werden. Zusätzliche An -
gebote insbesondere bei

der Nachmittagsbetreuung können ver-
stärkt durch qualifiziertes, ehrenamtli-
ches Personal erbracht werden. Diese
Leistungen sollten dabei gleichzeitig
ideell und monetär durch die Kommune
bzw. die Träger der Einrichtungen eine
Würdigung erhalten.

Im Bereich der Bildungsinfrastruktur
ist, bedingt durch die S chrumpfung
der Jugendkohorte, eine Anpassung
der Schulentwicklungsplanung an sin-
kende Schülerzahlen notwendig. Die
Schulplanung obliegt dabei den Ge -
meinden. Im Grundschulbereich kann
aufgrund anhaltender Zuzüge junger
Familien in die Gemeinden des Kreises
Steinfurt durch die Neuzuschneidung der
Schulbezirke zunächst ein Schüleraus-
gleich zwischen den einzelnen Schulen
er reicht werden, so dass Standorte ge -
stärkt werden können. 

Die weiterführenden Schulen sind
durch organisatorische Veränderungen
wie z. B. der schulformübergreifenden
Unterrichtung den absinkenden Schüler-
zahlen anzupassen, solange dies päda -
gogisch sinnvoll ist. In jedem Fall müs-
sen diese Veränderungen zwischen den
Schulen, den Schulträgern, der Schulauf-
sicht, der Kommune und dem Kultusmi-
nisterium ausgehandelt werden. Der
Erhalt kleiner Schulstandorte kann über
kleinregionale Lösungen wie Schulver-
bände erreicht werden. Ebenfalls gilt es,
bei den Planungen und Entwicklungen
an den Schulen bzw. für die Schulen alle
Beteiligten wie Lehrer, Eltern, Schüler
etc. frühzeitig einzubeziehen.

Das Vorhalten von guten Betreu-
ungs- und Bi ldungsangeboten ist
ein positiver und entscheidender Stand-
ortfaktor, auch für die Wirtschaft. Denn
nur in familien- und kinderfreundlichen
Kommunen werden sich die benötigten
Fachkräfte gerne niederlassen. Die profi-
tierenden Unternehmen sollten sich
daher beim Aufrechterhalten der Angebo-
te ideell und finanziell stärker beteiligen.

Die frühzeitige aktive Anpassung der
Betreuungs- und Infrastrukturangebote
ist ein Baustein, um die Gemeinden in
Westfalen nachhaltig attraktiv weiter zu
entwickeln und somit im Wettbewerb
der Kommunen um neue Einwohner,
Arbeitskräfte und wirtschaftliche Unter-
nehmen zu bestehen (LÖWER 2005).

MARKUS LÖWER
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Abb. 2: Altersaufbau der Bevölkerung im Kreis
Steinfurt 2005 – 2030 (Quelle:  LDS NRW 2005)

Abb. 3: Altersaufbau der Bevölkerung im Kreis
Steinfurt (0 – 19-jährige) 2005 – 2030
(Quelle:  LDS NRW 2005)
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